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Unsere Woche im Landtag 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

   

als Instrument der Bürgerbeteiligung 

hatte die CSU im März 2015 eine so-

genannte unverbindliche Volksbefra-

gung eingeführt. Nach dem Urteil des 

Bayerischen Verfassungsgerichtshofs 

flog den Christsozialen nun ihr frühe-

res Prestigeprojekt um die Ohren. 

Denn das Gericht stellte zu Wochen-

beginn fest, dass die unverbindliche 

Volksbefragung gegen die Verfas-

sung verstößt. Diese Ohrfeige hat sich 

die CSU redlich verdient. Denn selbst 

der Publikumsjoker bei Günther Jauch 

kann mehr entscheiden als das, was 

Seehofer und die CSU der bayerischen 

Bevölkerung zubilligen wollten.  

 

Als FREIE WÄHLER fordern wir 

schon lange eine verbindliche 

Volksbefragung, um auf diese Wei-

se mehr direkte Demokratie zu 

verwirklichen und mehr Mitsprache 

der Bürger bei wesentlichen politischen Fragen zu erreichen.  

 

So haben wir beispielsweise bereits im Juni mehr als 20.000 gesammelte 

Unterschriften gegen die Freihandelsabkommen an Ministerpräsident 

Seehofer übergeben und die Bayerische Staatsregierung aufgerufen, eine 

Volksbefragung zum europäisch-kanadischen Abkommen Ceta durchzu-

führen – bevor Bayern dazu im Bundesrat seine Stimme abgibt. Die 

Staatsregierung hätte hier eine gute Gelegenheit gehabt, ihrem angebli-

chen Interesse an mehr direkter Demokratie Taten folgen zu lassen.  

 

Das hat sie nicht getan – auf diese Taten warten wir heute noch! 

 

Prof. (Univ.Lima) Dr.  

Peter Bauer, MdL 

Stellvertretender Fraktionsvorsitzender,  

Pflege- und Kulturpolitischer Sprecher, 

Frankensprecher 
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Nach dem Urteil des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs sehen wir die 

Staatsregierung in der Pflicht, eine ordentliche Volksbefragung auf den 

Weg zu bringen. Diese muss verbindlich sein und von der Bevölkerung 

selbst initiiert werden können. Ebenso muss es möglich sein, dass auch 

die Oppositionsparteien diese Volksbefragung veranlassen können. Selbst-

verständlich gehört sie auch in die Bayerische Verfassung. 

 

R ü c k b l i c k 
 

 

Unser Parlamentarischer Abend „Der bayerische Alpenraum – Le-

bens-, Wirtschafts- und Kulturraum im Zentrum Europas“ stieß auf 

ein erfreulich großes Interesse – ein Beweis dafür, wie wichtig dieses 

Thema ist. Wir FREIE WÄHLER wollen keine Politik über die Köpfe der Be-

wohner hinweg gestalten, sondern die berechtigten Interessen der Men-

schen der Region berücksichtigen. Denn nur so kann der Alpenraum als 

Siedlungsraum weiterhin attraktiv bleiben. In drei Themenblöcken haben 

wir die Potenziale und Herausforderungen des bayerischen Alpenraums 

genauer beleuchtet. Die Veranstaltung hat eindrucksvoll gezeigt, wie wich-

tig gelebte Werte und Traditionen für unsere Gesellschaft sind. Nur wer 

seine Wurzeln kennt, kann in einer globalisierten Welt bestehen. 

 

Fotos der Veranstaltung finden Sie hier: http://bit.ly/2fITUkn 

Auch ein Video der Veranstaltung ist verfügbar: http://bit.ly/2gpQV18 

 

 

Ein selbstbestimmtes Leben im Alter – wer möchte das nicht? Mit zwei 

Anträgen wollen wir dafür mehr passende Angebote ermöglichen. Wir for-

dern die Staatsregierung deshalb auf, generationsübergreifende Wohn-

formen stärker als bisher zu fördern und die Anschubfinanzierung gemäß 

der Förderrichtlinie “Selbstbestimmt Leben im Alter – SeLa” zu erhöhen, 

um einen größeren Anreiz zur Errichtung derartiger Wohnformen zu schaf-

fen. Gerade generationenübergreifende Wohnformen wie etwa Mehrgene-

rationenhäuser sind sehr geeignete Elemente, mit denen man den Heraus-

forderungen des demografischen Wandels in angemessener Art und Weise 

begegnen und den Austausch zwischen Alt und Jung fördern kann.  

 

 

http://bit.ly/2fITUkn
http://bit.ly/2gpQV18
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Bislang existieren in Bayern aber gerade einmal 47 generationenübergrei-

fende Wohnformen mit insgesamt 241 Wohnungen. Hier sehen wir noch 

deutlich mehr Potenzial, das wir mit einer entsprechenden Anschubfinan-

zierung heben wollen. 

 

In Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern wollen wir mithilfe interes-

sierter lokaler Partner erörtern, wie ein Wohnprojekt gemäß dem Konzept 

“Wohnen zur Hilfe” gestartet werden kann. Das Konzept verbindet junge 

und alte Menschen. Denn während viele Junge in den Ballungsregionen oft 

keine Unterkunft finden, haben Ältere häufig freie Wohnkapazitäten. Wir 

wollen diesen Umstand zur Win-win-Situation machen. Azubis und Stu-

denten könnten dann gegen Hilfeleistungen für geringes Geld in begehrten 

Lagen wohnen. Ältere Menschen hingegen finden die benötigte nieder-

schwellige Unterstützung und laufen darüber hinaus nicht Gefahr, sozial zu 

vereinsamen. Startende Projekte wollen wir mit einem Zuschuss von je 

50.000 Euro fördern. 

 

Wie steht es um das Bürgerschaftliche Engagement in Bayern? Dar-

über wollen wir in einem Bericht Auskunft erhalten. Wir wollen wissen, ob 

und inwieweit die Handlungsempfehlungen des Grundsatzpapiers des 

„Runden Tischs Bürgerschaftliches Engagement“ aus dem Jahr 2010 in-

zwischen umgesetzt sind. Seinerzeit gab das damalige Staatsministerium 

für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen ein „Grundsatzpapier 

des Runden Tisches Bürgerschaftliches Engagement“ mit 54 Handlungs-

empfehlungen aus insgesamt acht Bereichen heraus. 2015 legte die 

Staatsregierung einen Bericht vor und erläuterte darin zahlreiche Hand-

lungsempfehlungen und erfolgte Initiativen. Doch trotz 29 Handlungsemp-

fehlungen blieb sie eine klare Aussage schuldig. Wir richten unser Haupt-

augenmerk nun auf diejenigen Handlungsempfehlungen, auf die in der 

seinerzeitigen Stellungnahme nicht eingegangen wurde. 

 

Die energetische Gebäudesanierungsrate in Deutschland stagniert seit 

Jahren auf niedrigem Niveau und liegt bei etwa 0,8 bis 1 Prozent. Ange-

sichts der Tatsache, dass fast 40 Prozent des Energieverbrauchs in 

Deutschland auf den Gebäudesektor entfallen, ist das viel zu wenig. Ganz 

offensichtlich reichen die bisherigen Fördermaßnahmen auf Bundesebene 

nicht aus. Zahlreiche Experten fordern daher seit Langem einen zusätzli-

chen Sanierungsanreiz in Form einer steuerlichen Absetzbarkeit der Kos-

ten für energetische Gebäudesanierungen. 
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Bereits im Juni 2011 wurde vom Bundestag ein Gesetz zur steuerlichen 

Förderung von energetischen Sanierungsmaßnahmen auf den Weg ge-

bracht. Der Bundesrat verweigerte jedoch seine Zustimmung dazu. Der 

vorläufig letzte Versuch für die Einführung einer entsprechenden Förde-

rung scheiterte im Frühjahr 2015. Dies ist sehr bedauerlich, da der ener-

getischen Sanierung von Gebäuden unter Effizienzgesichtspunkten höchs-

te Priorität vor allen anderen energetischen Maßnahmen im Gebäudebe-

reich eingeräumt werden müsste. Wir fordern die Staatsregierung deshalb 

mit einem Antrag auf, sich auf Bundesebene weiterhin dafür einzusetzen, 

dass zeitnah eine steuerliche Förderung von energetischen Sanierungs-

maßnahmen an Wohngebäuden eingeführt wird. 

 

 

V o r s c h a u 

 

Am kommenden Samstag, 26. November 2016, findet im Bayerischen 

Landtag wieder ein Tag der offenen Tür statt. Zwischen 10.00 und 

18.00 Uhr haben Sie Gelegenheit, das Maximilianeum einmal von innen 

kennenzulernen. Als drittstärkste Fraktion präsentieren sich die FREIEN 

WÄHLER allen interessierten Bürgerinnen und Bürgern in Saal 2 des Land-

tagsgebäudes mit einem umfangreichen Informations- und Diskussions-

programm. Wir freuen uns auf Ihren Besuch! 
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Pressemitteilungen 

 
FREIE WÄHLER mahnen Verantwortliche in Land und Bund  

 

zu sachorientierter Rentenpolitik 

 
Dr. Bauer: „Weitere Absenkung des Rentenniveaus  

 

muss verhindert werden!“ 

 

Das Wahljahr 2017 naht und die Parteien bringen sich sowohl auf Bundes- 

als auch auf Landesebene in Stellung. Zweifelsohne wird die Rente eines 

der zentralen Themen der bevorstehenden Wahlkämpfe sein. Die FREIEN 

WÄHLER brachten dazu im Bayerischen Landtag einen Dringlichkeitsantrag 

ein, in welchem sie einerseits für eine Aussetzung der Absenkung des 

Rentenniveaus eintreten. Andererseits warnen sie Landes- und Bundespo-

litik vor Schnellschlüssen und Wahlkampfversprechen ohne Substanz. Die 

anderen Parteien lehnten diesen Dringlichkeitsantragt ab! 

 

Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter 

Bauer hält fest: „Mittlerweile sieht sogar Ministerpräsident Seehofer ein, 

dass das Niveau der gesetzlichen Rente einen entscheidenden Faktor bei 

der Vermeidung von Altersarmut darstellt.“ Dies stehe der vermeintlichen 

Feststellung des Sozialministeriums gegenüber, welche davon ausgehe, 

dass das steigende Altersarmutsrisiko in Bayern nicht durch die Absen-

kung des Rentenniveaus bedingt werde, so Bauer.  

 

Gerade in Zeiten erstarkender politischer Ränder müsse man achtgeben, 

dass Reformen nicht ausschließlich zulasten einer Generation gingen und 

das Gefühl entstehe, die etablierte Politik unternehme zu wenig. 
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Bauer und dessen Fraktionskollege Dr. Hans Jürgen Fahn plädieren ge-

meinsam dafür, Jung und Alt nicht gegeneinander auszuspielen. Denn 

auch den FREIEN WÄHLERN ist klar, dass die Fixierung des Rentenniveaus 

allein die Probleme nicht lösen wird. Weitere Schritte müssten folgen, so 

der generationenpolitische Sprecher Fahn: „Unser Antrag dient auch als 

Alarmsignal an die Entscheider in den politischen Gremien, parteipoliti-

sches Geplänkel hintanzustellen und Lösungswege sachorientiert zu disku-

tieren“, betont Fahn. Für die FREIEN WÄHLER stelle die private Vorsorge 

keine nachhaltige Lösung dar, da viele Geringverdiener kein Geld auf die 

hohe Kante legen können. 

 

 

Mittelfränkischer Abgeordneter Dr. Bauer  

fährt zur Bundesversammlung nach Berlin 

 

Dr. Bauer: „Direktwahl des Bundespräsidenten –  

Vertrauen zurückgewinnen“ 

Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Frankensprecher der 

FREIEN WÄHLER im Bayerischen Landtag Prof. (Univ. Lima.) Dr. Peter 

Bauer aus Sachsen b.Ansbach wurde in der gestrigen Sitzung zum Er-

satzmitglied der 16. Bundesversammlung zur Wahl des Bundespräsidenten 

am 12. Februar 2017 in Berlin gewählt. 

Politik für Bürger ist das Credo von Dr. Bauer und den FREIEN WÄHLERN. 

Aus diesem Grund stellen sie einen eigenen, bürgerlichen Kandidaten für 

das Amt des Bundespräsidenten: Den Juristen, Kommunalpolitiker und 

langjährigen TV-Richter Alexander Hold.  

Dr. Bauer fordert erneut mehr direkte Demokratie, um das Vertrauen der 

Bürger in die Politik zurückzugewinnen. „Auch wenn CDU, CSU und SPD 

Frank-Walter Steinmeier bereits als neuen Bundespräsidenten feiern, bin 

ich überzeugt, dass Alexander Hold sehr gute Chancen hätte, wenn der 

Bundespräsident direkt vom Volk gewählt würde“, so Dr. Bauer abschlie-

ßend. 
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Impressum 

Marco Meier 
Pressereferent 

 
Abgeordnetenbüro 

 
Prof. (Univ. Lima) Dr. med. dent. Peter Bauer, MdL 
Stellvertretender Fraktionsvorsitzender 

Frankensprecher 
Pflegepolitischer Sprecher 

Kulturpolitischer Sprecher 
Kreisrat 

Fraktion FREIE WÄHLER im Bayerischen Landtag  

Weinbergstr. 47 
91623 Sachsen b. Ansbach 

  
Tel.: 09827 - 207585 
Fax: 09827 - 207586 

E-mail: peter.bauer@fw-landtag.de 
 

Internetseiten: www.frankensprecher.de 
www.fw-landtag.de 
www.fw-bayern.de 

 
Twitter: https://twitter.com/FRANKENSPRECHER 

Google+: Bauer@G+ 
Facebook: https://www.facebook.com/PeterBAUER.Frankensprecher 
 
 

 
 
 Eigentum schützen, Mittelstand stärken! – Hier klicken! 
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